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Zürich, 12. Juli 2013 
 
Vernehmlassung betreffend Änderung der Regelung der 
Berufsvorbereitungsjahre 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken für die Gelegenheit, zu den Änderungen der Regelung der 
Berufsvorbereitungsjahre (BVJ) Stellung nehmen zu dürfen.  
 
Der Vorstand der LKB (Lehrpersonenkonferenz der Berufsfachschulen Kanton Zürich) 
findet es gut, dass in einer Übergangszeit auf der Basis von befristeten rechtlichen 
Grundlagen Erfahrungen gesammelt wurden und diese sich nun in unbefristeten 
gesetzlichen Erlassen niederschlagen.  
 
Wir begrüssen die Abgrenzung von vier verschiedenen Angebotstypen mit 
unterschiedlichen Schwerpunkten.  
 
Wir halten allerdings die (geplante) Abgrenzung von Vorlehren vom sogenannten 
betrieblichen Angebot für unklar. Im § 10 der Verordnung zum EG BBG heisst es, 
dass die Vorlehren, die an Berufsfachschulen geführt werden, nicht als 
Berufsvorbereitungsjahre gelten. In den Erläuterungen wird dann allerdings auf Seite 
5 unten, Seite 6 oben davon gesprochen, dass die bisher an Berufsfachschulen 
geführten „Vorlehren“ als betriebliche Angebote weitergeführt werden sollen.  
Es ist unklar, ob es sich dabei um zwei Typen von Vorlehren handelt und was genau 
in Zukunft die Unterscheidung sein wird. 
 
Wir finden es gut, dass die Zuständigkeit für abschliessende Aufnahmeentscheide 
beim MBA liegt. 
 
Die Anhebung der Altersgrenze für die Zulassung zu allen vier Angebotstypen  
auf 21 Jahre halten wir für richtig.  
 
Die individuelle Begleitung von Lernenden mit besonderem Bildungsbedarf erscheint 
uns begrüssenswert, doch eine Lektion pro Woche ist in der Regel nicht 
ausreichend. Diese zusätzliche Begleitung ist auch eine Entlastung für die übrigen 
Lehrpersonen und vor allem für die Betriebe, welche den Jugendlichen erste 
praktische Erfahrungen ermöglichen. Dadurch wird die Wahrscheinlichkeit erhöht, 
dass das BVJ zum Erfolg führt und die Jugendlichen eine Anschlusslösung finden. 
Die entstehenden Mehrkosten können sicherlich langfristig wieder eingespart 
werden.  
 
Als Beitrag der Eltern oder der Lernenden für das ganze Vorbereitungsjahr wird in 
der Verordnung über die Finanzierung von Leistungen der Berufsbildung § 18a der 
Maximalwert von 2500 Fr. genannt. Im EG BBG § 44 hingegen ist von einem 



  

maximalen Schulgeld von 1500 Fr. pro Semester die Rede. Hier besteht eine 
Diskrepanz, welche geklärt werden müsste. 
 
Grundsätzlich sind wir der Meinung, dass eine auf Bundesgesetz basierende 
Massnahme, welche den Übergang von der obligatorischen Schulzeit zur beruflichen 
Grundbildung betrifft, kostenfrei sein sollte. Der Besuch von staatlichen (oder 
staatlich anerkannten) Gymnasien und Berufsfachschulen während der Jahre nach 
der obligatorischen Schulzeit ist selbstverständlich unentgeltlich. Deshalb müsste 
bei Jugendlichen, welche die Voraussetzungen für ein Berufsvorbereitungsjahr 
erfüllen, ebenfalls von Kostenbeiträgen abgesehen werden. 
Da die Verordnung nichts über die Höhe der Mindestbeiträge sagt, sollte möglichst 
ganz darauf verzichtet werden. Jedenfalls müsste die Regelung für Beitragserlass in 
„Härtefällen“ (§ 18a, Abs. 1) sehr grosszügig ausgelegt werden. 
 
Abschliessend möchten wir betonen, dass wir es für sinnvoll halten, wenn 
Jugendliche ein BVJ absolvieren und ihnen nur im Notfall oder als Ausnahme eine 
arbeitsrechtliche Massnahme (AMM), wie z.B. ein Motivationssemester empfohlen 
wird. Damit betroffene Jugendliche richtig informiert und optimal betreut werden, 
muss die Schnittstelle und die interinstitutionelle Zusammenarbeit der zuständigen 
Behörden (MBA und AWA) geklärt und forciert werden.  
 
Wir danken für Ihre Bemühungen und schätzen es, dass Sie unsere Antwort zur 
Kenntnis nehmen.  
 
 
Freundliche Grüsse 
 
 
 

 
 
 
Dr. Doris Kohler, Präsidentin LKB 


